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BESCHLUSS (GASP) 2017/1775 DES RATES 

vom 28. September 2017 

über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Mali 

Artikel 1 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die Maßnahmen, die erforderlich 
sind, um zu verhindern, dass Personen in ihr Hoheitsgebiet einreisen 
oder durch ihr Hoheitsgebiet durchreisen, die vom Sanktionsausschuss 
benannt wurden, weil sie für die folgenden Handlungen oder Politiken, 
die den Frieden, die Sicherheit oder die Stabilität Malis bedrohen, un­
mittelbar oder mittelbar verantwortlich sind, daran mitbeteiligt waren 
oder sie vorgenommen haben: 

a) Beteiligung an Feindseligkeiten unter Verstoß gegen das Abkommen 
für Frieden und Aussöhnung in Mali (im Folgenden „Abkommen“); 

b) Handlungen, die die Durchführung des Abkommens behindern, 
durch langwierige Verzögerungen behindern oder bedrohen; 

c) das Handeln für in den Buchstaben a und b genannte Personen und 
Einrichtungen, in deren Namen oder auf deren Anweisung oder zu 
deren anderweitiger Unterstützung oder Finanzierung, unter anderem 
durch Erträge aus der organisierten Kriminalität, darunter aus der 
unerlaubten Gewinnung von Suchtstoffen und ihren Ausgangsstoffen 
und dem unerlaubten Verkehr mit solchen Stoffen aus und über 
Mali, dem Menschenhandel, der Schleusung von Migranten, dem 
Waffenschmuggel und dem unerlaubten Waffenhandel sowie dem 
illegalen Handel mit Kulturgut; 

d) die Beteiligung an der Planung, Steuerung, Förderung oder Durch­
führung von Angriffen auf: 

i) die verschiedenen in dem Abkommen genannten Einrichtungen, 
einschließlich lokaler, regionaler und staatlicher Institutionen, 
gemeinsamer Patrouillen und der malischen Sicherheits- und 
Verteidigungskräfte; 

ii) Friedenssicherungskräfte der Mehrdimensionalen integrierten 
Stabilisierungsmission der Vereinten Nationen in Mali (MINUS­
MA) und anderes Personal der Vereinten Nationen und beigeord­
netes Personal, einschließlich Mitgliedern der Sachverständigen­
gruppe; 

iii) die internationalen Sicherheitspräsenzen, einschließlich der Ge­
meinsamen Truppe der G5 Sahel (FC-G5S), der Missionen der 
Europäischen Union und der französischen Truppen; 

e) die Behinderung der Bereitstellung humanitärer Hilfe an Mali oder 
des Zugangs zu humanitärer Hilfe oder der Verteilung humanitärer 
Hilfsgüter in Mali; 

f) die Planung, Steuerung oder Begehung von Handlungen in Mali, die 
gegen die internationalen Menschenrechtsnormen bzw. das humani­
täre Völkerrecht verstoßen oder die Menschenrechtsübergriffe oder 
-verletzungen darstellen, namentlich gezielte Angriffe auf Zivilper­
sonen, insbesondere Frauen und Kinder, durch die Begehung von 
Gewalthandlungen (darunter Tötung, Verstümmelung, Folter oder 
Vergewaltigung oder andere sexuelle Gewalt), Entführungen, Ver­
schwindenlassen, Vertreibung oder Angriffe auf Schulen, Kranken­
häuser, religiöse Stätten oder Orte, an denen Zivilpersonen Zuflucht 
suchen; 
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g) den Einsatz oder die Einziehung von Kindern durch bewaffnete 
Gruppen oder bewaffnete Kräfte unter Verstoß gegen das anwend­
bare Völkerrecht im Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt 
in Mali; 

h) die wissentliche Erleichterung der Reise einer gelisteten Person unter 
Verstoß gegen das Reiseverbot. 

Die benannten Personen im Sinne dieses Absatzes sind im Anhang 
aufgeführt. 

(2) Absatz 1 verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht dazu, ihren eige­
nen Staatsangehörigen die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu verweigern. 

(3) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn die Ein- oder Durch­
reise zur Durchführung eines Gerichtsverfahrens erforderlich ist. 

(4) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn der Sanktionsausschuss 
im Einzelfall feststellt, dass 

a) die Ein- oder Durchreise aus humanitären Gründen, einschließlich 
religiöser Verpflichtungen, gerechtfertigt ist; 

b) eine Ausnahme die Ziele des Friedens und der nationalen Aussöh­
nung in Mali und der Stabilität in der Region fördern würde. 

(5) In den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat aufgrund der Absätze 3 
oder 4 den im Anhang aufgeführten Personen die Einreise in oder die 
Durchreise durch sein Hoheitsgebiet genehmigt, gilt die Genehmigung 
nur für den Zweck, für den sie erteilt wurde, und nur für die von der 
Genehmigung betroffenen Personen. 

Artikel 2 

(1) Sämtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die im Eigen­
tum oder unter der direkten oder indirekten Kontrolle von Personen oder 
Einrichtungen stehen, die vom Sanktionsausschuss benannt wurden, 
weil sie für die folgenden Handlungen oder Politiken, die den Frieden, 
die Sicherheit oder die Stabilität Malis bedrohen, unmittelbar oder mit­
telbar verantwortlich sind, daran mitbeteiligt waren oder sie vorgenom­
men haben: 

a) Beteiligung an Feindseligkeiten unter Verstoß gegen das Abkom­
men; 

b) Handlungen, die die Durchführung des Abkommens behindern, 
durch langwierige Verzögerungen behindern oder bedrohen; 

c) das Handeln für in den Buchstaben a und b genannte Personen und 
Einrichtungen, in deren Namen oder auf deren Anweisung oder zu 
deren anderweitiger Unterstützung oder Finanzierung, unter anderem 
durch Erträge aus der organisierten Kriminalität, darunter aus der 
unerlaubten Gewinnung von Suchtstoffen und ihren Ausgangsstoffen 
und dem unerlaubten Verkehr mit solchen Stoffen aus und über 
Mali, dem Menschenhandel, der Schleusung von Migranten, dem 
Waffenschmuggel und dem unerlaubten Waffenhandel sowie dem 
illegalen Handel mit Kulturgut; 
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d) die Beteiligung an der Planung, Steuerung, Förderung oder Durch­
führung von Angriffen auf: 

i) die verschiedenen in dem Abkommen genannten Einrichtungen, 
einschließlich lokaler, regionaler und staatlicher Institutionen, 
gemeinsamer Patrouillen und der malischen Sicherheits- und 
Verteidigungskräfte; 

ii) Friedenssicherungskräfte der MINUSMA und anderes Personal 
der Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal, einschließ­
lich Mitgliedern der Sachverständigengruppe; 

iii) die internationalen Sicherheitspräsenzen, einschließlich der 
FC-G5S, der Missionen der Europäischen Union und der fran­
zösischen Truppen; 

e) die Behinderung der Bereitstellung humanitärer Hilfe an Mali oder 
des Zugangs zu humanitärer Hilfe oder der Verteilung humanitärer 
Hilfsgüter in Mali; 

f) die Planung, Steuerung oder Begehung von Handlungen in Mali, die 
gegen die anwendbaren internationalen Menschenrechtsnormen oder 
das anwendbare humanitäre Völkerrecht verstoßen oder die Men­
schenrechtsübergriffe oder -verletzungen darstellen, namentlich ge­
zielte Angriffe auf Zivilpersonen, insbesondere Frauen und Kinder, 
durch die Begehung von Gewalthandlungen (darunter Tötung, Ver­
stümmelung, Folter oder Vergewaltigung oder andere sexuelle Ge­
walt), Entführungen, Verschwindenlassen, Vertreibung oder Angriffe 
auf Schulen, Krankenhäuser, religiöse Stätten oder Orte, an denen 
Zivilpersonen Zuflucht suchen; 

g) den Einsatz oder die Einziehung von Kindern durch bewaffnete 
Gruppen oder bewaffnete Kräfte unter Verstoß gegen das anwend­
bare Völkerrecht im Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt 
in Mali; 

h) die wissentliche Erleichterung der Reise einer gelisteten Person unter 
Verstoß gegen das Reiseverbot; 

oder von Personen oder Einrichtungen, die in ihrem Namen oder auf 
ihre Anweisung handeln, oder von in ihrem Eigentum oder unter ihrer 
Kontrolle befindlichen Einrichtungen, werden eingefroren. 

Die benannten Personen und Einrichtungen im Sinne dieses Absatzes 
sind im Anhang aufgeführt. 

(2) Den im Anhang aufgeführten Personen oder Einrichtungen dürfen 
weder unmittelbar noch mittelbar Gelder oder wirtschaftliche Ressour­
cen zur Verfügung gestellt werden oder zugutekommen. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Maßnahmen gelten nicht 
für Gelder und wirtschaftliche Ressourcen, für die der betreffende Mit­
gliedstaat festgestellt hat, dass sie 

a) für grundlegende Ausgaben erforderlich sind, namentlich für die 
Bezahlung von Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medika­
menten und medizinischer Behandlung, Steuern, Versicherungsprä­
mien und Gebühren öffentlicher Versorgungsunternehmen, 

b) ausschließlich der Bezahlung angemessener Honorare und der Erstat­
tung von Ausgaben im Zusammenhang mit der Bereitstellung juris­
tischer Dienstleistungen dienen, oder 
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c) ausschließlich der Bezahlung von Gebühren oder Kosten für die 
routinemäßige Verwahrung oder Verwaltung eingefrorener Gelder 
oder wirtschaftlicher Ressourcen dienen, 

nachdem der betreffende Mitgliedstaat dem Sanktionsausschuss seine 
Absicht mitgeteilt hat, gegebenenfalls den Zugang zu diesen Geldern 
oder wirtschaftlichen Ressourcen zu genehmigen, und der Sanktionsaus­
schuss innerhalb von fünf Arbeitstagen nach dieser Mitteilung keine 
ablehnende Entscheidung getroffen hat. 

(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Maßnahmen gelten nicht 
für Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen, für die der betreffende Mit­
gliedstaat festgestellt hat, dass sie 

a) für außerordentliche Ausgaben erforderlich sind, sofern der Mitglied­
staat diese Feststellung dem Sanktionsausschuss mitgeteilt hat und 
diese vom Sanktionsausschuss gebilligt wurde; 

b) Gegenstand eines Pfandrechts oder einer Entscheidung eines Ge­
richts, einer Verwaltungsstelle oder eines Schiedsgerichts sind, in 
welchem Fall die Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen für die 
Erfüllung von Forderungen aus diesem Pfandrecht oder dieser Ent­
scheidung verwendet werden können, vorausgesetzt, das Pfandrecht 
oder die Entscheidung wurde vor dem Datum, zu dem die Person 
oder Einrichtung in den Anhang aufgenommen wurde, wirksam, 
begünstigt nicht eine Person oder Einrichtung nach Absatz 1 und 
wurde dem Sanktionsausschuss von dem betreffenden Mitgliedstaat 
mitgeteilt. 

(5) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung, wenn der Sank­
tionsausschuss im Einzelfall feststellt, dass eine Ausnahme die Ziele des 
Friedens und der nationalen Aussöhnung in Mali und der Stabilität in 
der Region fördern würde. 

(6) Absatz 1 hindert eine benannte Person oder Einrichtung nicht 
daran, Zahlungen aufgrund eines Vertrags zu leisten, der geschlossen 
wurde, bevor diese Person oder Einrichtung benannt wurde, voraus­
gesetzt, dass der betreffende Mitgliedstaat festgestellt hat, dass die Zah­
lung weder unmittelbar noch mittelbar von einer Person oder Einrich­
tung entgegengenommen wird, auf die in Absatz 1 Bezug genommen 
wird, und der betreffende Mitgliedstaat dem Sanktionsausschuss zuvor 
seine Absicht mitgeteilt hat, solche Zahlungen zu leisten oder entgegen­
zunehmen oder gegebenenfalls die Aufhebung der Einfrierung von Gel­
dern oder anderen finanziellen Vermögenswerten oder wirtschaftlichen 
Ressourcen zu diesem Zweck zu genehmigen, wobei diese Mitteilung 
zehn Arbeitstage vor einer solchen Genehmigung zu erfolgen hat. 

(7) Absatz 2 gilt nicht für eine auf eingefrorene Konten erfolgte Gut­
schrift von 

a) Zinsen und sonstigen Erträgen dieser Konten oder 

b) fälligen Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder 
Verpflichtungen, die vor dem Zeitpunkt geschlossen wurden bzw. 
entstanden sind, ab dem diese Konten den restriktiven Maßnahmen 
gemäß diesem Beschluss unterliegen, 

vorausgesetzt, diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlungen fallen 
weiterhin unter Absatz 1. 

Artikel 3 

Der Rat erstellt die Liste im Anhang und ändert diese entsprechend den 
Feststellungen des Sicherheitsrates oder des Sanktionsausschusses. 

▼B
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Artikel 4 

(1) Benennt der Sicherheitsrat oder der Sanktionsausschuss eine Per­
son oder Einrichtung, so nimmt der Rat diese Person oder Einrichtung 
in den Anhang auf. Der Rat setzt die betreffende Person oder Einrich­
tung entweder auf direktem Weg, falls ihre Anschrift bekannt ist, oder 
durch die Veröffentlichung einer Bekanntmachung von seinem Be­
schluss und den Gründen für die Aufnahme in die Liste in Kenntnis 
und gibt dabei dieser Person oder Einrichtung Gelegenheit zur Stellung­
nahme. 

(2) Wird eine Stellungnahme unterbreitet oder werden stichhaltige 
neue Beweise vorgelegt, so überprüft der Rat seinen Beschluss und 
unterrichtet die betreffende Person oder Einrichtung entsprechend. 

Artikel 5 

(1) Der Anhang enthält die vom Sicherheitsrat oder vom Sanktions­
ausschuss angegebenen Gründe für die Aufnahme der betreffenden Per­
sonen und Einrichtungen in die Liste. 

(2) Der Anhang enthält, soweit verfügbar, auch Angaben, die vom 
Sicherheitsrat oder vom Sanktionsausschuss übermittelt werden und die 
zur Identifizierung der betreffenden Personen oder Einrichtungen erfor­
derlich sind. Bei Personen können diese Angaben Namen, einschließlich 
Aliasnamen, Geburtsdatum und -ort, Staatsangehörigkeit, Reisepass- 
und Personalausweisnummern, Geschlecht, Anschrift, soweit bekannt, 
sowie Funktion oder Beruf umfassen. In Bezug auf Einrichtungen kön­
nen diese Angaben Namen, Ort und Datum der Registrierung, Regis­
triernummer und Geschäftssitz umfassen. 

Artikel 6 

Dieser Beschluss wird entsprechend den Feststellungen des Sicherheits­
rates gegebenenfalls geändert oder aufgehoben. 

Artikel 7 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union in Kraft. 

▼B
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ANHANG 

A. Liste der Personen nach Artikel 1 Absatz 1 

1. Ahmoudou AG ASRIW (alias: a) Amadou Ag Isriw, b) Ahmedou, c) 
Ahmadou, d) Isrew, e) Isereoui, f) Isriou) 

Geburtsdatum: 1. Januar 1982 

Staatsangehörigkeit: Malier 

Anschrift: a) Mali; b) Amassine, Mali (früherer Aufenthaltsort) 

Tag der Benennung durch die VN: 20. Dezember 2018 

Weitere Angaben: Geschlecht: männlich. Möglicherweise im Oktober 
2016 in Niger festgenommen. Webseite: https://www.youtube.com/channel/ 
UCu2efaIUosqEu1HEBs2zJIw 

Zusätzliche Angaben 

Ahmoudou Ag Asriw wurde am 20. Dezember 2018 gemäß den Nummern 1 und 
3 der Resolution 2374 (2017) wegen der Beteiligung an Feindseligkeiten unter 
Verstoß gegen das Abkommen und wegen des Handelns für unter Nummer 8 
Buchstaben a und b der Resolution 2374 (2017) genannte Personen und Einrich­
tungen, in deren Namen oder auf deren Anweisung oder zu deren anderweitiger 
Unterstützung oder Finanzierung, unter anderem durch Erträge aus der organi­
sierten Kriminalität, darunter aus der unerlaubten Gewinnung von Suchtstoffen 
und ihren Ausgangsstoffen und dem unerlaubten Verkehr mit solchen Stoffen aus 
und über Mali, dem Menschenhandel, der Schleusung von Migranten, dem Waf­
fenschmuggel und dem unerlaubten Waffenhandel sowie dem illegalen Handel 
mit Kulturgut auf die Liste gesetzt. 

Ahmoudou Ag Asriw ist ein ranghoher Befehlshaber der Groupe autodéfense 
touareg Imghad et allies (GATIA) und war in dieser Eigenschaft spätestens 
seit Oktober 2016 an der Anführung von Drogenkonvois in Nordmali sowie 
im Juli 2017 und im April 2018 an Verstößen gegen die Waffenruhe in der 
Region Kidal beteiligt. 

Im April 2018 führte Asriw zusammen mit einem Mitglied der Mouvement arabe 
de l'Azawad (MAA) Plateforme einen Konvoi an, der vier Tonnen Cannabisharz 
von Tabankort über Ammasine in der Region Kidal illegal in Richtung Niger 
beförderte. Der Konvoi wurde von Mitgliedern der Coordination des Mouve­
ments de l'Azawad und nicht identifizierten Angreifern aus Niger angegriffen. 
Bei anschließenden Zusammenstößen wurden drei Kämpfer getötet. 

Somit ist Asriw aufgrund des Konkurrenzkampfs um Drogenkonvois an Feind­
seligkeiten unter Verstoß gegen das Abkommen für Frieden und Aussöhnung in 
Mali von 2015 beteiligt. Durch seine Beteiligung am Drogenhandel finanziert 
Asriw höchstwahrscheinlich wiederum seine Militäroperationen, einschließlich 
der Verstöße gegen die Waffenruhe. 

2. Mahamadou AG RHISSA (alias Mohamed Talhandak) 

Geburtsdatum: 1. Januar 1983 

Staatsangehörigkeit: Malier 

Anschrift: Kidal, Mali 

Tag der Benennung durch die VN: 20. Dezember 2018 

Weitere Angaben: Geschlecht: männlich. Am 1. Oktober 2017 wurden Ag 
Rhissa und sechs Familienmitglieder von französischen Streitkräften bei einer 
Razzia in seinem Haus festgenommen. 

▼M1
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Zusätzliche Angaben 

Mahamadou Ag Rhissa wurde am 20. Dezember 2018 gemäß den Nummern 1 
und 3 der Resolution 2374 (2017) wegen Handlungen, die die Durchführung des 
Abkommens behindern, durch langwierige Verzögerungen behindern oder bedro­
hen, wegen des Handelns für unter Nummer 8 Buchstaben a und b der Resolu­
tion 2374 (2017) genannte Personen und Einrichtungen, in deren Namen oder auf 
deren Anweisung oder zu deren anderweitiger Unterstützung oder Finanzierung, 
unter anderem durch Erträge aus der organisierten Kriminalität, darunter aus der 
unerlaubten Gewinnung von Suchtstoffen und ihren Ausgangsstoffen und dem 
unerlaubten Verkehr mit solchen Stoffen aus und über Mali, dem Menschen­
handel, der Schleusung von Migranten, dem Waffenschmuggel und dem un­
erlaubten Waffenhandel sowie dem illegalen Handel mit Kulturgut, und wegen 
der Planung, Steuerung oder Begehung von Handlungen in Mali, die gegen die 
anwendbaren internationalen Menschenrechtsnormen oder das anwendbare huma­
nitäre Völkerrecht verstoßen oder die Menschenrechtsübergriffe oder -verletzun­
gen darstellen, namentlich gezielte Angriffe auf Zivilpersonen, insbesondere 
Frauen und Kinder, durch die Begehung von Gewalthandlungen (darunter Tö­
tung, Verstümmelung, Folter oder Vergewaltigung oder andere sexuelle Gewalt), 
Entführungen, Verschwindenlassen, Vertreibung oder Angriffe auf Schulen, 
Krankenhäuser, religiöse Stätten oder Orte, an denen Zivilpersonen Zuflucht 
suchen, auf die Liste gesetzt. 

Mahamadou Ag Rhissa, alias Mohamed Talhandak, ist in der Region Kidal ein 
einflussreicher Geschäftsmann und Mitglied des Haut conseil pour l'unicité de 
l'Azawad (HCUA). 2106 vertrat er die Coordination des mouvements de 
l'Azawad (CMA) auf Tagungen in Bamako über die Durchführung des Abkom­
mens für Frieden und Aussöhnung von 2015. 

Ag Rhissa ist am illegalen Erdölhandel zwischen Algerien und Kidal beteiligt 
und hat die Migrantenschleusung über die Grenzstadt Talhandak unter seine 
Kontrolle gebracht. Migranten haben Zeugnis über die missbräuchlichen Prakti­
ken Ag Rhissas einschließlich Zwangsarbeit, körperlicher Züchtigungen und Frei­
heitsberaubung abgelegt. In mindestens zwei Fällen hat Ag Rhissa Frauen fest­
gehalten und sexuellem Missbrauch Vorschub geleistet und sie erst nach Zah­
lungen von 150 000-175 000 CFA-Franc (300-350 US-Dollar) freigelassen. 

Am 1. Oktober 2017 durchsuchten Streitkräfte der Operation Barkhane zwei 
seiner Häuser in der Region Kidal aufgrund des Verdachts von Verbindungen 
zu terroristischen Netzen. Ag Rhissa wurde für kurze Zeit festgenommen. Am 
4. November 2017 soll er an einem Treffen einer bewaffneten Terrorgruppe im 
malisch-algerischen Grenzgebiet teilgenommen haben. 

Als offizieller Vertreter der CMA im Friedensprozess gefährdet Ag Rhissa durch 
seine Beteiligung an Terrorismus, organisierter Kriminalität und Menschenrechts­
verletzungen die Durchführung des Abkommens und untergräbt die Glaubwür­
digkeit des HCUA als Verhandlungspartner. 

3. Mohamed OUSMANE MOHAMEDOUNE (alias a) Ousmane Mahama­
dou, b) Mohamed Ousmane) 

Titel: Scheich 

Geburtsdatum: 16. April 1972 

Geburtsort: Malier 

Staatsangehörigkeit: Malier 

Tag der Benennung durch die VN: 20. Dezember 2018 

Weitere Angaben: Geschlecht: männlich. Personenbeschreibung: Augenfarbe: 
braun; Haarfarbe: schwarz. Telefonnummer: +223 60 36 01 01. Sprachen: ara­
bisch und französisch. Besonderes Kennzeichen: Brille. 

▼M1
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Zusätzliche Angaben 

Mohamed Ousmane Ag Mohamedoune wurde am 20. Dezember 2018 gemäß 
den Nummern 1 und 3 der Resolution 2374 (2017) wegen Handlungen, die 
die Durchführung des Abkommens behindern, durch langwierige Verzögerungen 
behindern oder bedrohen, und seiner Beteiligung an der Planung, Steuerung, 
Förderung oder Durchführung von Angriffen auf: i) die verschiedenen in dem 
Abkommen genannten Einrichtungen, einschließlich lokaler, regionaler und staat­
licher Institutionen, gemeinsamer Patrouillen und der malischen Sicherheits- und 
Verteidigungskräfte; ii) Friedenssicherungskräfte der MINUSMA und anderes 
Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal, einschließlich Mit­
gliedern der Sachverständigengruppe; iii) die internationalen Sicherheitspräsen­
zen, einschließlich der FC-G5S, der Missionen der Europäischen Union und der 
französischen Truppen auf die Liste gesetzt. 

Mohamed Ousmane Ag Mohamedoune (im Folgenden: Mohamed Ousmane) ist 
Generalsekretär der Coalition pour le Peuple de l'Azawad (CPA), die sich 2014 
vom Mouvement National de Libération de l'Azawad (MNLA) abgespalten hat. 
Mohamed Ousmane hat im Juni 2015 die Führung der CPA übernommen und 
seit 2016 in der Region Timbuktu, insbesondere in Soumpi und Echel, mehrere 
Militärbasen und Kontrollpunkte errichtet. 

2017 und 2018 waren der militärische Stabschef von Mohamed Ousmane und 
andere bewaffnete Elemente der CPA an tödlichen Angriffen auf malische 
Sicherheits- und Streitkräfte im Gebiet von Soumpi beteiligt. Zu diesen Angriffen 
bekannte sich Jamaat Nosrat al Islam wal Muslimin (JNIM), eine Terrorgruppe 
unter Führung von Iyad Ag Ghali, der auf der Sanktionsliste für ISIL/Al Qaida 
steht, die nach den Resolutionen 1267/1989/2253 des Sicherheitsrates aufgestellt 
wurde und weitergeführt wird. 

Mohamed Ousmane gründete und leitete 2017 auch ein breiteres Bündnis von 
Splittergruppen, die Coalition des Mouvements de l'Entente (CME). Mohamed 
Ousmane organisierte die erste Versammlung der CME am 30. April 2018 in 
Tinaouker (Region Gao), auf der er zum Sprecher der CME ernannt wurde. Auf 
der Gründungsversammlung bedrohte die CME in einer offiziellen Erklärung 
offen die Durchführung des Abkommens für Frieden und Aussöhnung in Mali. 

Indem die CME Druck auf die malische Regierung und die internationale 
Gemeinschaft ausübte, um die Teilnahme der CME an den verschiedenen im 
Rahmen des Abkommens geschaffenen Mechanismen zu erzwingen, war sie an 
der Behinderung und Verzögerung der Durchführung des Abkommens beteiligt. 

B. Liste der Personen und Einrichtungen nach Artikel 2 Absatz 1 
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